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In der Bundesrepublik sind im vergangenen Jahrzehnt etliche Gesetze in Kraft getre-

ten, durch die Selbstbestimmung und gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit 

Behinderungen gefördert werden sollen. Zuletzt war es die UN-

Behindertenrechtskonvention, durch die seit 2009 die Menschenrechte behinderter 

Menschen realisiert werden sollen. Leider existiert eine riesige Diskrepanz zwischen 

den wohl klingenden Gesetzestexten – dort ist beispielsweise auch vom Wunsch- 

und Wahlrecht die Rede – und der Lebenswirklichkeit behinderter Menschen. Die 

Gesetze werden teilweise gar nicht, teilweise nur schleppend umgesetzt.  

 

De facto gibt es für viele Menschen mit Behinderungen keine Wahlmöglichkeit. Men-

schen mit Lernschwierigkeiten kommen nach der Schulzeit oft fast automatisch in 

eine Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM). Die Werkstätten verdienen gut da-

ran; für die Kostenträger macht der Einzelfall nicht viel Arbeit. Die Betroffenen selbst 

und der Gesetzgeber wollen eine andere Realität. Deshalb wurde das Instrument des 

Persönlichen Budgets geschaffen, damit die behinderten Menschen mit dem ihnen 

zustehenden Geld die notwendigen Unterstützungsleistungen auch außerhalb der 

WfbM „einkaufen“ können. 

 

Wie die Praxis zeigt, funktioniert die Umsetzung des Persönlichen Budgets nicht gut, 

weil zuviele Widerstände zu überwinden sind. Hier ist der Gesetzgeber aufgefordert, 

nicht auf halbem Weg stehen zu bleiben. Erfahrungen zeigen, dass insbesondere 

vier Maßnahmen notwendig sind: 

 ein unabhängiges ganzheitliches Beratungs- und Unterstützungsangebot (wie 

wichtig das ist, hat die verfilmte Geschichte gezeigt); 

 ein Perspektivenwechsel weg von der Einrichtungszentrierung hin zur individuel-

len Unterstützung; 

 der Aufbau einer verlässlichen ambulanten Dienstleistungslandschaft; 

 für den Fall der Zuwiderhandlung müssen Gesetze mit Sanktionsmöglichkeiten 

versehen werden. 

 

Jedenfalls dürfen behinderte Menschen mit den beharrenden Kräften in Institutionen 

und Verwaltungen nicht länger alleine gelassen werden. 
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